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I Einführung und Vorgehensweise 

1 Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)1

Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz stellt ohne Zweifel die umfas-
sendste und tiefgreifendste Reform des deutschen Handelsrechts seit den 
achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts dar. Seit der Verabschiedung 
des Bilanzrichtlinien-Gesetzes (BiRiLiG) im Jahre 1985 hatte keine Reform 
eine solche Bedeutung für die deutsche Rechnungslegung.2

Mit dem im November 2007 veröffentlichten Referentenentwurf (Ref-E) 
BilMoG3 hat das BMJ „einen sehr beachtlichen Beitrag zur umfassenden 
Fortentwicklung des Bilanzrechts vorgelegt, der gravierende Änderungen 
vorsieht und ein neues Zeitalter der HGB-Rechnungslegung einzuläuten 
beginnt.“4 Die Zielsetzung des BilMoG besteht laut Referentenentwurf 
darin, den Bilanzierenden eine gleichwertige Alternative zum komplexen 
Regelwerk der IFRS zu bieten, die gleichzeitig kostengünstiger, einfacher 
und besser handhabbar sein soll.5 Diese Deregulierung im Bereich der 
Rechnungslegung und eine damit verbundene Kostensenkung sollen vor 
allem durch Erleichterungen für kleine und mittelständische Unterneh-
men im Bereich der Buchführungs- und Bilanzierungspflichten erreicht 
werden.6

Des Weiteren wird als drittes großes Ziel auch eine Verbesserung der 
Aussagekraft des handelsrechtlichen Jahresabschlusses angestrebt.7 Dies 
soll durch die Abschaffung zahlreicher Wahlrechte und der damit einher-
gehenden Objektivierung der handelsrechtlichen Bilanzierung erreicht 
werden. Damit soll also der Informationsfunktion des Jahresabschlusses 
ein höherer Stellenwert eingeräumt werden. Dabei bleibt der HGB-
Abschluss weiterhin die Grundlage der Steuer- und Ausschüttungsbemes-
sung.

Die wesentlichen Änderungen der handelsrechtlichen Bilanzierung durch 
das BilMoG und die damit verbundenen bilanzpolitischen Spielräume las-
sen sich in vier Bereiche einteilen: allgemeine Bilanzierungs- und Buch-
führungspflichten, Ansatzwahlrechte, Bewertung ausgewählter Bilanzpo-
                                                                                                                                                       
1  Eine ausführliche Behandlung des BilMoG findet sich in Anhang 1 
2  Vgl. Stibi  / Fuchs (2008), S. 97 
3  Ref-E abrufbar http://www.bmj.bund.de/files/-/2567/RefE%20BilMoG.pdf (Abruf: 

11.06.2008)
4 Herzig (2008), S. 1, vgl. auch Fülbier / Gassen (2007), S. 2605 
5  Vgl. BMJ (2007), S. 1 
6  Vgl. BMJ (2007), S. 57 
7  Vgl. BMJ (2007), S. 89 
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sitionen sowie Konzerabschluss.8 Abbildung 1 stellt die wichtigsten Re-
formmaßnahmen des Bilanzrechts im Überblick dar.  

Abb. 1: Überblick der Änderungen im Bilanzrecht durch das BilMoG9

Nach einem halben Jahr der Diskussion des Referentenentwurfs wurde im 
Mai 2008 der Regierungsentwurf (Reg-E) des BilMoG10 von der Bundesre-
gierung verabschiedet. Die wichtigsten Änderungen im Vergleich zum 
Referentenentwurf ergeben sich aus dem Wegfall des Wahlrechts zur 
Aufstellung eines IFRS-Abschlusses, der Verschärfung der Schwellenwer-
te zur Befreiung der Aufstellungs- und Buchführungspflicht sowie der 
Konkretisierung zu Bilanzierungsverboten, der Währungsumrechnung 
und der Steuerabgrenzung.

2 Hintergrund und Problematik von Zweckgesellschaften (SPE) 

Die bilanzielle Gefahr von Zweckgesellschaften besteht grundsätzlich in 
der Gestaltung der Konzernbilanz unter Zuhilfenahme solcher Konstruk-

                                                                                                                                                       
8  Vgl. Zülch / Hoffmann (2008a), S. 22 
9 Zülch / Hoffmann (2008a), S. 23 
10  Reg-E abrufbar unter http://www.bmj.de/files/-/3152/RegE%20BilMoG.pdf (Ab-

ruf:11.06.2008)
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te. Dann kann nicht mehr gewährleistet werden, dass der Konzernab-
schluss ein Abbild der tatsächlichen VFE-Lage ist. 

Aus diesem Grund stehen SPE schon seit einiger Zeit im Fokus von Stan-
dardsettern und Wirtschaftsprüfern. In der Praxis können Unternehmen 
mit Hilfe von Zweckgesellschaften unter bestimmten Umständen Ver-
mögensgegenstände und Verbindlichkeiten außerhalb der Konzernbilanz 
halten und damit nicht im Konzernabschluss ausweisen (sog. Off-Balance-
Sheet-Debts bzw. Off-Balance-Sheet-Assets). Schon 1989 zeigte die ame-
rikanische Börsen- und Wertpapieraufsicht (SEC) Bedenken hinsichtlich 
dieser legalen Möglichkeit, die Konzernbilanz und die davon abhängigen 
Konzernkennzahlen zu beeinflussen. Lange Zeit wurde die Problematik 
der SPE in Reformen nicht beachtet. Erst ein Jahrzehnt später, durch die 
Aufsehen erregenden Insolvenzen, wie z.B. dem Zusammenbruch des 
amerikanischen Energiekonzerns Enron Ende Mai 2001, gewann das 
Thema wieder an Aktualität.

In Folge dieser Ereignisse verabschiedete das Financial Accounting Stan-
dards Board (FASB) im Dezember 2003 die Interpretation FIN 46R.11 Auch 
das IASB beschäftigte sich mit der Thematik und verabschiedete die Re-
gelungen zur Einbeziehung von Tochtergesellschaften nach IAS 27 und 
SIC 12. Etwas später, aber dennoch, möchte auch der deutsche Gesetz-
geber die Bilanzierung von Zweckgesellschaften regeln und unternimmt 
mit dem BilMoG einen Versuch.  

Diese Änderungen der Vorschriften in Bezug auf die Bilanzierung von SPE 
haben insbesondere auch Auswirkungen auf Teile der Unternehmensfi-
nanzierung. So soll der Einsatz von Finanzierungsinstrumenten wie Asset-
Backed-Securities oder bestimmter Leasingkonstrukte erschwert werden. 
Zudem verfolgen Kreditinstitute aufgrund Basel II eine risikosensitivere 
und restriktivere Kreditvergabepolitik.12 Dies stellt besonders Unterneh-
men des deutschen Mittelstandes vor eine enorme Herausforderung in 
der Unternehmensfinanzierung.13

Auch aktuell hat das Thema Zweckgesellschaften im Rahmen der Subpri-
me-Krise in den USA wieder an Bedeutung und Brisanz gewonnen. Dabei 
haben SPE oftmals Vermögenswerte gehalten, deren Risikostruktur nicht 
mehr klar erkennbar ist.14 Daraus ergeben sich für die Zweckgesellschaft 
Risiken insbesondere im Hinblick auf den Ausfall der Forderungen aus den 

                                                                                                                                                       
11  Vgl. Schäfer / Kuhnle (2006), S. 19 
12  Vgl. Baetge / Hayn / Ströher (2002), S. 70 f 
13  Vgl. Schäfer / Kuhnle (2006), S. 20 
14  Vgl. Mujkanovic (2008), S. 136 f sowie Freiberg (2007), S. 363 


